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ANGELA  MERKEL: 

Alle Einkünfte gleich' 
mäßig besteuern 

kine Steuerreform, die „den 
Namen verdient", hat die 
Parteivorsitzende Angela 
Merkel auf einer Pressekon- 
ferenz nach der konstitu- 
ierenden Sitzung von Präsi- 
dium und Bundesvorstand 
afn 8. Mai in Berlin gefordert. 

Die Menschen in Deutsch- 
and seien im vergangenen 

Jahr in einem unerträglichen 
Maß mit Steuern und Abgaben 
belastet worden. Das müsse 
sich ändern. Deshalb sei die 

Union zu Steuergesprächen 
mit der Bundesregierung be- 
reit, werde einer Reform aber 
nur dann zustimmen, wenn al- 
le privaten und betrieblichen 
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THEMEN   DER  WOCHE 

GENERALSEKRETäR 

RUPRECHT POLENZ: 

WEHRSTRUKTURKOMMISSION 

GEFäHRDET STABILE 

STREITKRäFTE 
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Mit dem Rücken an der Wand steht wieder einmal Bun- 
desverteidigungsminister Rudolf Scharping. Wenn man 
seine Ankündigungen ernst nimmt, will erden Umfang der 
Bundeswehr nur geringfügig verkleinern und die Wehr- 
pflicht erhalten. Ganz anders die Wehrpflichtgegner Trit- 
tin und Fischer, und auch Eichels Spardiktat steht dem ent- 
gegen. Die CDU lehnt die jetzt von der Wehr Strukturkom- 
mission vorgeschlagene Senkung der Streitkräfte auf 
240.000 und die Reduzierung der Wehrpflichtigenzahl auf 
30.000 Mann entschieden ah. „Insgesamt", so der Vorsit- 
zende des Bundeswehrverbands, Oberst Bernhard Gertz, 
„sind die Kommissionsempfehlungen völlig unzurei- 

chend. " 

BUNDESVORSTAND 

BESCHLIEßT INITIATIVE 

FüR EINE DEUTSCHE 

INTERNETPOLITIK 

Seite 7 

Bereits im Wahlkampf jähr wird das Internet eine Schliis- 
selrolle spielen und das interaktive Element gegenüber 
dem reinen Informationsangebot an Bedeutung gewinnen. 
Noch im Herbst diesen Jahres wird deshalb Generalse- 
kretär Ruprecht Polenz den Kreisvorsitzenden einen Stra- 
tegieentwurffür das Projekt „Die vernetzte Partei" vor- 
stellen und damit so früh wie möglich die Vorbereitungen 
für den nächsten Bundestagswahlkampf beginnen. 

DONUM VLTAE IN HOMBURG. 

ANTWORTEN AUF HäUFIG 

GESTELLTE FRAGEN 

ZUR SCHWANGERSCHAFTS- 

BERATUNG 

Seite 16 

Ganz und gar den gesetzlichen Vorgaben des Schwanger- 
schaftskonfliktgesetzes entspricht das Beratungskonzept 
von Darum Vitae. Die erste Beratungsstelle, die jetzt in 
Homburg eröffnet worden ist, hat deshalb bundesweit Mo- 
dellcharakter und übernimmt fast nahtlos die wichtigen 
Aufgaben, die früher von Caritas-Beratungsstellen erfüllt 
worden sind. Die Förderung der Homburger Donum Vi- 
tae-Beratungsstelle wird nach den Verwaltungsvorschrif- 
ten des Schwangerschaftskonfliktgesetzes vorgenommen. 
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PRäSIDIUM   UND   BUNDESVORSTAND 

Fortsetzung von Seite I 
Einkünfte gleichmäßig be- 
steuert werden. 

Die jetzigen Regierungs- 
vorschläge seien alles ande- 
re als arbeitnehmerfreund- 
lich. Der Spitzensteuersatz 
Werde bereits bei Einkünften 
unter 100.000 Mark er- 
reicht. Das heißt: Bei Lohn - 
steigerungen von zwei oder 
zweieinhalb Prozent wür- 
den in wenigen Jahren viele 
Arbeitnehmer unter diese 
Höchstbesteuerung fallen. 

Deshalb müssen, wie es 
'n dem Bundesvorstandsbe- 
schluss „für eine Mittel- 
stands- und arbeitnehmer- 
freundliche Steuerreform " 
(Wortlaut: Seite 5) heißt, 
die Einkommensgrenzenfilr 
den Eingangssteuersatz re- 
gelmäßig angepasst wer- 
den. 

Pläne über eine Anhe- 
"Ung der Erbschaftssteuer 
sowie der Steuer auf Grund- 
besitz und Wohneigentum 
lehnte die Parteivorsitzende 
nachdrücklich ab. 

* Bundeswehr 
„Einen Schlag ins Ge- 

sicht des Bundesverteidi- 
gungsministers " nannte An- 
gela Merkel die bekannt ge- 
wordenen Pläne zur Struk- 
tLtrreform der Bundeswehr. 
N"r noch 30.000 Wehr- 
Pflichtige sollen danach ein- 
gesetzt werden, während 
Scharping noch von einer 

„moderaten Reform" ge- 
sprochen und SPD-Frakti- 
onsvorsitzender Struck sich 
zur Beibehaltung der Wehr- 
pflicht bekannt habe. 

Entweder sei dem Vertei- 
digungsminister der Ein- 
fluss auf die A rbeit der Kom- 
mission verloren gegangen, 
oder Struck sage nicht die 
Wahrheit. 

Angela Merkel: „Die 
CDU setzt sich dagegen klar 
und eindeutig für die Beibe- 
haltung der Wehrpflicht ein." 

• Gesundheitsreform 
„Ihre völlige Hilflosig- 

keit" zeige Gesundheitsmi- 
nisterin Andrea Fischer mit 
dem Angebot, die Union an 
Gesprächen über eine Ge- 
sundheitsreform zu beteili- 
gen. Aus der „Sackgasse", 
in die sich die Ministerin 
„manövriert" habe, führe - 
so die Parteivorsitzende - 
nur eine Vorlage überzeu- 
gender Konzepte heraus. 
Die Union werde die Ren- 
tengespräche als Testfäll 
dafür heranziehen, ob die 
Regierung überhaupt zur 
Erarbeitung langfristiger 
Konzepte bereit sei. 

• Internet 
Als neuen CDU-Spre- 

cher im Bereich Internet hat 
Angela Merkel den Unter- 
nehmer Thomas Heilmann 
vorgestellt. Zusammen mit 
Generalsekretär   Ruprecht 

ZUR   PERSON 

Prof. Thomas Heilmann, 
Jahrgang 1964, Gründer 
und geschäftsführender 
Gesellschafter von Scholz 
& Friends Berlin. 

Während seines Studi- 
ums der Rechtswissen- 
schaften arbeitete Tho- 
mas Heilmann als freier 
Journalist für 
die FAZ, Ta- 
gesthemen u.a. 
In München 
machte er sein 
zweites Staats- 
examen. Er star- 
tete bei der Un- 
ternehmensberatung 
McKinsey & Company 
und wechselte in die Mar- 
keting-Abteilung der Luft- 
hansa nach New York. Er 
ist Mitgründer von Aperto 
Multimedia GmbH, am- 
pere AG, Market Lab AG 
sowie der Econa AG. Er 
lehrt an der Berliner 
Hochschule der Künste 
als Gastprofessor audio- 
visuelle Kommunikation 
und Kommunikationspla- 
nung und ist Sprecher der 
Medienunternehmen in 
der IHK Berlin. 

Polenz soll er eine Kommis- 
sion leiten, die für die CDU 
ein deutsches Internet-Ent- 
wicklungsprogramm erar- 
beiten wird. (Wortlaut des 
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'PRäSIDIUM  UND  BUNDESVORSTAND 

Bundesvorstandsbeschlus- 
ses „Initiative für eine deut- 
sche Internetpolitik": Seite 
7-9) 

Das Internet ist ein 
Wachstunismarkt, der die 
Gesellschaft erheblich ver- 
ändert. Deshalb seien auch 
hier Gesamtkonzepte ge- 
fragt und keine „Schnell- 
schüsse ", mit denen sich der 
Bundeskanzler begnügt. 

Angela Merkel: „Wäh- 
rend die Bundesregierung 
Schaum schlägt, hat sich der 
Anteil der Ausgaben für Bil- 
dung und Forschung unter 
Rot-Grün verringert." Da- 
mit werde Deutschland nicht 
zur Weltspitze aufschließen. 

Thomas Heilmann kün- 
digte an, dass er das Thema 
Internet „sehr grundsätz- 
lich und sehr praktisch an- 
gehen " und in die Kommis- 
sion neben Parteifunk- 
tionären auch Fachleute be- 
rufen werde, die keine 
Parteimitglieder sind. 

Thomas Heilmann: „Die 
entscheidende Frage der 
nächsten fünf bis zehn Jahre 
ist, ob Deutschland weiter- 
hin im Mittelfeld mitspielt - 
wie jetzt - oder künftig mit Is- 
rael, Finnland und den USA 
an der Spitze stehen wird." 

m 8. Mai 
Mit einem Hinweis auf 

die Eröffnung der Ausstel- 
lung „Juden in Berlin 1938 
bis 1945 " erinnerte die Par- 

NORBERT  HAUSER: 

Höhere Mehrwertsteuer würde 
Arbeitsplätze kosten 

Zu den Plänen des Bun- 
desfinanzministers, Beiträ- 
ge zur Altersvorsorge frei- 
zustellen und dies durch ei- 
ne Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer zu finanzieren, 
erklärte der Vorsitzende 
der Bundesarbeitsgemein- 
schaft Freie Berufe der 
MIT, Norbert Hauser: 

Die MIT tritt ebenfalls 
dafür ein, zur Stärkung der 
privaten Altersvorsorge 
Beiträge zur Altersvorsor- 
ge von der Besteuerung 
auszunehmen. Allerdings 
daifdies nicht durch eine 
Erhöhung der Mehrwert- 
steuer finanziert werden. 

Wer über eine Mehr- 
wertsteuererhöhung nach- 
denkt, sollte sich klarma- 
chen, was dies beispiels- 
weisefür das Handwerk mit 
seinen über850.000Betrie- 
ben und rund 6 Millionen 

teivorsitzende daran, dass 
vor 55 Jahren der Zweite 
Weltkrieg zuende gegangen 
sei. Für die CDU bedeute 
der 8. Mai: „Wir können die 
Zukunft nur in der Verant- 
wortung unserer Vergan- 
genheit gegenüber gestal- 
ten." UD 

Beschäftigten bedeutet. Ei- 
chels Vorschlag zeigt ein- 
malmehr, dass Rot-Grün zu 
keinen wirklichen Entla- 
stungen von Steuern und 
Abgaben bereit ist. Die mi- 
nimalen Entlastungen auf 
der einen Seite, werden so- 
fort wieder durch zusätzli- 
che Belastungen auf der an- 
deren Seite kassiert. Die 
Bundesregierung hat offen- 
sichtlich immer noch nicht 
verstanden, dass gerade 
diese zu hohen Belastungen 
der arbeitenden Menschen 
mit Steuern und Abgaben 
zum Anstieg von Arbeitslo- 
sigkeit und Schwarzarbeit 
geführt haben. 

Wer diese Belastungen 
beispielsweise durch eine 
Mehrwertsteuererhöhung 
noch verstärkt, nimmt den 
Verlust weiterer Arbeits- 
plätze in Kauf 

• Personalie: Dr. Tho- 
mas Raabe wird zum I. 
Juni als Nachfolger von 
Walter Bajohr neuer 
Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. Raa - 
be war von 1996 bis 1998 
Sprecher des Berliner In- 
nensenators Schönbohm. 
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STEUERN   UND   FINANZEN 

BESCHLUSS  DES  BUNDESVORSTANDS  VOM  8.   MAI 

Für eine mittelstands- und 
arbeitnehmerfreundliche Steuerreform 

Nur eine gleichmäßige Be- 
steuerung aller privaten 
und betrieblichen Einkünf- 
te führt zu gerechter Ent- 
lastung, wirtschaftlichem 
Wachstum, mehr Beschäf- 
tigung und weniger Büro- 
kratie und ist deshalb zwin- 
gendgeboten. 
• Deutschland braucht 
dringend eine grundlegende 
Reform des Einkommen- und 
Körperschaftsteuerrechts, 
Urn seine internationale 
Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern, den konjunktu- 
'"eilen Aufschwung zu unter- 
stützen und die Grundlage 
für mehr Beschäftigung zu 
sehaffen. Die CDU/CSU-ge- 
ftihrte Bundesregierung hat- 
te dafür bereits 1997im Bun- 
destag ein Gesetz beschlos- 
V('". das von der SPD über 
den Bundesrat blockiert 
^urde. Die Zeit drängt für 
die rot-grüne Bundesregie- 
ri,ng, endlich die Weichen 
fichtig zu stellen. Wir erwar- 
ten, dass die Bundesregie- 
run8 im laufenden Gesetz- 
gebungsverfahren in Bun- 
destag und Bundesrat die 
herechtigten Einwände der 
Wirtschaft und Wissen- 
schaft   gegen   ihre   Pläne 

berücksichtigt. Die Union 
will eine Steuerreform, die 
ihren Namen auch verdient. 
• Alle privaten und betriebli- 
chen Einkünfte müssen gleich- 
mäßig besteuert werden. Wir 
lehnen die künstliche Unter- 
scheidung zwischen Unter- 
nehmen und Anteilseignern 
bei der Besteuerung ebenso ab 
wie die einseitige Bevorzu- 
gung des nicht ausgeschütte- 
ten Gewinns. Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und die 
CDU-geführten Bundeslän- 
der werden der Steuerreform 
der rot-grünen Bundesregie- 
rung daher nur zustimmen, 
wenn der bewährte, wirt- 
schaftspolitisch richtige und 
ordnungspolitisch gebotene 
Grundsatz der Gleichmäßig- 
keitderBesteuerungallerEin- 
kunftsarten gewahrt bleibt. 
• Die Steuerreform muss 
mittelstands- und arbeitneh- 
merfreundlich und mit einer 
deutlichen Nettoentlastung 
für Betriebe und Arbeitneh- 
mer verbunden sein. Dieses 
Ziel wird nur erreicht, wenn 
die Einkommensteuer und 
die Körperschaftsteuer für 
alle Steuerpflichtigen durch- 
gehendabgesenkt wird. Des- 
halb wollen wir den Einkom- 

mensteuertarif auf 15 % 
(Eingangssteuersatz ober- 
halb des Existenzminimums) 
bis 35 % (Spitzensteuersatz 
bei rund 110.000 DM) und 
die Körperschaftsteuer auf 
30 % (Thesaurierungssatz) 
bzw. 25 % (Ausschüttungs- 
satz) senken. Mit diesen Steu- 
ersätzen werden alle Ein- 
kommensbezieher und alle 
Unternehmen unabhängig 
von ihrer Rechtsform gleich- 
mäßig entlastet. Komplizier- 
te Hilfskonstruktionen wie 
das „Optionsmodell" und 
dieAnrechung derGewerbe- 
steuer bei Einzelkaufleuten 
und Personengesellschaften 
auf die Einkommensteuer 
werden damit überflüssig. 
• Die Nettoentlastung der 
einkommensteuerpflichtigen 
Unternehmen und natürli- 
chen Personen muss dauer- 
haft sein. Deshalb schlagen 
wir eine regelmäßige A npas- 
sung der Einkommensgren- 
zenfür den Eingangssteuer- 
satz, den Tarifverlauf und 
den Spitzensteuersatz in 
Höhe der durchschnittlichen 
Lohn- und Gehaltsanpas- 
sung vor. Nur so kann ver- 
mieden werden, dass in Zu- 
kunft immer mehr steuer- 
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1 BUNDESWEHR 

GENERALSEKRETäR RUPRECHT POLENZ 

Wehrstrukturkommission gefährdet 
stabile Streitkräfte 

Die bekannt gewordenen 
Vorschläge der Wehr- 
strukturkommission ge- 
fährden die Wehrpflicht 
und damit die Stabilität 
der Bundeswehr. 

Die CDU Deutschlands 
lehnt die von der Wehrstruk- 
turkommission vorgeschla- 
gene Senkung des Streit- 
kräfteumfangs auf 240.000 
Mann und die Reduzierung 
der Zahl der Wehrpflichti- 
gen auf 30.000Mann ab. Die 
Empfehlungen stehen im 
Widerspruch zu Scharpings 
Ankündigungen, den Um- 
fang der Bundeswehr nur 
moderat zu reduzieren und 
eine glaubwürdige Wehr- 
pflicht zu erhalten. 

Durch diese Reduzierun- 
gen würde die Glaubwür- 
digkeit der Wehrpflicht be- 
schädigt. Die Wehrgerech- 
tigkeit wäre nicht mehr ge- 
wahrt, wenn von einem 
durchschnittlichen Ge- 
burtsjahrgang   von   rund 

400.000 jungen Männern 
nur noch 30.000 einberufen 
würden. Die Bundeswehr 
könnte ihre NA TO-Bündnis- 
verpflichtungen nicht mehr in 
vollem Umfang erfüllen, weil 
die Aufwuchsfähigkeit im Kri- 
senfall nicht mehr voll ge- 
währleistet wäre. 

Einmal mehr zeigt sich: 
Der Verteidigungsminister 
steht gegen Eichels Spardiktat 
und gegen die Wehrpflicht- 
gegner Trittin und Fischer mit 
dem Rücken zur Wand. 

INSGESAMT 
UNZUREICHEND 

Der Vorsitzende des Bundes- 
wehr Verbands, Oberst Bern- 
hard Gertz, hat die Vorschlä- 
ge der Weizsäcker-Kommis- 
sion zur Reform der Bundes- 
wehr scharf kritisiert. 

„ Der von der Kommission 
vorgeschlagene Weg ist kein 
Schritt in die richtige Rich- 
tung, sondern leider ein ziem- 

lich großer in die völlig 
falsche." Das Konzept grei- 
fe in der Analyse zur Sicher- 
heitspolitik zu kurz. Wer Ri- 
sikovorsorge im Wesentli- 
chen auf die Fähigkeit zur 
Krisenreaktion reduziere 
und auf die Aufwuchsfähig- 
keit der Armee für den Ver- 
teidigungsfall verzichte, 
vernachlässige wesentliche 
Teile der sicherheitspoliti- 
St hen Risikostruktur. 

Die Reduzierung der 
Anzahl der Wehrpflichti- 
gen von 130.000 auf 
30.000 Mann sei verfas- 
sungsrechtlich nicht halt- 
bar und politisch-prak- 
tisch nicht umsetzbar. „Es 
besteht weiterhin die Not- 
wendigkeit der Risikovor- 
sorge mit der allgemeinen 
Wehrpflicht". sagte Gertz. 

Insgesamt bezeichnete 
der Bundesvorsitzende die 
bekannt gewordenen Emp- 
fehlungen als „völlig un- 
zureichend". 

Pflichtige Arbeitnehmer und 
Unternehmen in die Steuer- 
pr< >g i essioi i h ii i eil i u ach sen. 
• Die CDU lehnt alle Bestre- 
bungen ab, die Steuern auf 
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Grundbesitz und Wohneigen- 
tum zu erhöhen. Wir sind strikt 
gegen eine Erhöhung der Erb- 
schaftssteuer, weil sie das ge- 
nerationsübergreifende Den- 

ken in unserem Lande unter- 
miniert. 

QH2B1 

www.cdu.de/infonet 
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NTE R N ET 

BESCHLUSS DES BUNDESVORSTANDS VOM 8. MAI 

Initiative für eine 
deutsche Internet-Politik 

• Der Übergang zur globa- 
len Wissensgesellschaft ist 
eine tiefgreifende Verände- 
rung der Lebensverhältnis- 
se der Menschen. Das Inter- 
net ist zugleich eine zentrale 
Plattform, ein starker Motor 
und ein wichtiges Symbol 
dieser Entwicklung. Allein 
Unternehmen im Bereich 
des Internet bieten heute in 
den USA 2,3 Millionen Ar- 
beitsplätze. 1998 waren es 
erst 1,6 Millionen. Im Jahre 
'999 hat die Informations- 
wirtschaft erstmals die Au- 
,()iiiobilindustrie im welt- 
weiten Umsatz überholt. 

Der Wettbewerb von Un- 
ternehmen, Wirtschaftsräu- 
'nen und Nationen um Wohl- 
s'(iiid mid Zukunftschancen 
wird damit wesentlich bei 
der Nutzung des Internet 
eritschieden. 
* Deutschland hat gute Vor- 
aussetzungen, um in diesem 
Wettbewerb zu bestehen. Die 
Qualifikation der Menschen, 
'hre Lernfähigkeit und ihr 
''leiß werden mit der Wis- 
Sensgesellschaft wichtiger 
denn je. Hier hat unser Land 
traditionelle Stärken.    Die 
"Menschen sind offen für neue .1.1   .i 
no'ninunikationstechnolo- 
&len. Heute nutzen etwa 16 

Millionen Menschen zwi- 
schen 14 und 69 Jahren in 
Deutschland das World Wi- 
de Web. In ca. 21 % der pri- 
vaten Haushalte ist eine 
Nutzungsmöglichkeit vor- 
handen. Die Reichweite des 
Internet beträgt in großen 
Städten weit über 40 % und 
in jüngeren Altersgruppen 
etwa 50 %. Mit dem Infor- 
mations- und Kommunikati- 
onsdienstegesetz, den neuen 
Ausbildungsberufen im IT- 
Bereich, dem Hochge- 
schwindigkeitsnetz, für die 
deutsche Forschung und 
dem Projekt „Schulen ans 
Netz" hat die CDU in der 
Regierungsverantwortung 
gemeinsam mit Wirtschaft 
und Wissenschaft dieser Dy- 
namik neue Entfaltung- 
schancen verschafft. 
• Das Tempo der internet- 
gestützten Veränderungen 
in Wirtschaft und Gesell- 
schaft hat in letzter Zeit wei- 
ter zugenommen und eine 
neue Qualität erreicht. Die 
Bereiche Mobilkommunika- 
tion, Digitalfernsehen und 
Internet wachsen zusam- 
men. Hier haben europäi- 
sche Staaten spezifische 
Stärken. Dies ist eine große 
Chance, zu den USA aufzu- 

schließen. Dafür muss auch 
die Politik schneller und 
globaler agieren. Deshalb 
begrüßt die CDU, dass die 
Europäische Kommission 
die Zielsetzung eines „ e-Eu- 
rope" auf die Agenda der 
EU gesetzt hat. 
• Die europäische Bestands- 
aufnahme z.eigt auch, dass 
Deutschland Nachholbe- 
darf hat. Die Internet-Nut- 
zung liegt unter dem eu- 
ropäischen Durchschnitt. 
Die skandinavischen Staa- 
ten, aber auch Großbritan- 
nien und die Niederlande 
sind deutlich weiter. Nach 
Einschätzung von Fachleu- 
ten beträgt unser Rückstand 
3-4 Jahre. Die Kosten der 
Online-Nutzung sind in un- 
serem Land noch zu hoch. 
Die Menschen sind nicht von 
einer ausreichenden techni- 
schen und rechtlichen Si- 
cherheit der Internet-Nut- 
zung überzeugt. Das Bil- 
dungswesen steht auf allen 
Ebenen noch vorder Aufga- 
be, die neuen Technologien 
voll zu integrieren. Die öf- 
fentliche Verwaltung nimmt 
nur vereinzelt ihre Vorrei- 
terrolle bei der Anwendung 
des Internet in der Kommu- 
nikation mit den Bürgern 
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1 INTERNET 

wahr. Die Bedingungen für 
Existenzgründer im IT-Be- 
reich müssen weiter verbes- 
sert werden. Deutschland 
muss sich an den Besten in 
Europa messen, um diese 
Hemmnisse zu überwinden. 
• Als Mitläufer wird unser 
Land das Internet-Zeitalter 
nicht bestehen. Deshalb 
muss Deutschland eine stra- 
tegische. Antwort auf die 
Herausforderung Internet 
finden. Wir brauchen eine 
große nationale Anstren- 
gung. Mit der Initiative D21 
der deutschen Informations- 
wirtschaft steht für die deut- 
sche Politik ein starker Part- 
ner bereit. Jetzt muss auch 
die Politik ihre Kräfte bün- 
deln. Eine deutsche Inter- 
net-Politik gibt es bislang 
nicht. Sie setzt eine Zusam- 
menführung der wirtschafts- 
und finanzpolitischen, der 
bildungs-und forschungspo- 
litischen, der kultur- und 
medienpolitischen Aspekte 
voraus. Weder die Bundes- 
regierung noch eine der 
politischen Parteien in 
Deutschland kann bislang 
für sich in Anspruch neh- 
men, dies geleistet zu haben. 
Dieser Zustand muss über- 
wunden werden. 

Unser Ziel ist, die großen 
Wachstums- und Freiheits- 
potentiale dieses Mediums zu 
erschließen und dabei faire 
Chancen für alle Menschen 
zu realisieren.  Dabei darf 

Putin schlagt Kasjanov 
neuen Regierungschef vor 
BGA: Außenhandelsboom 
durch Turbo-Effekt des Euro 
USA verlegen Patrouillenboot 
in Gewässer vor Sierra Leone 
Diepgen legt Grundstein für 
Akademie-Neubau am Pariser 

Zeitung: Rechnungsprüfer 
rügen Erziehungsgeld-Reform 
Neue Gewalt in Süd-übanon: 
Hisbollah-Angriffe auf Posten 

IM     II II   •! 
mit TJIQIJMS 
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net-Sprecher 

|CDU Deutschlands 
MI, 10.05.2000, 
13.30-14.30 Uhr 

• •• 
Angeld Mtjrknl 

Im NRW- 
Landtagswahlkampf 

Ruprecht Polenz: 
Will sich die SPD arm rechnen? 
Zu den Medienberichten über die 
Finanzpraxis der SPD im 
Zusammenhang mit Gewinnen aus 
Unternehmensbeteiligungen erklärte 
der Generalsekretär der CDU 
Deutschlands, Ruprecht Polenz, 
am 9. Mai in Berlin: 

Jüngste Medienberichte geben konkrete 
Anhaltspunkte dafür, dass die SPD gegen das 
verfassungsrechtlich vorgeschriebene 
Transparenzgebot politischer Parteien verstoßen !•* 
Die SPD legt es offensichtlich darauf an, sich 
gegenüber der Öffentlichkeit arm zu rechnen. 

•„MDlII'IM'llJi 

keine Zeit verloren werden. 
Die CDU Deutschlands will 
dazu einen Impuls geben. 

Deshalb hat der Bundes- 
vorstand heute Herrn Tho- 
mas Heilmann zum Internet- 
Sprecher der CD U Deutsch- 
lands berufen. Er soll auf der 
Grundlage seiner Erfahrun- 
gen in der Internet-Wirt- 
schaft gemeinsam mit Gene- 
ralsekretär Ruprecht Polenz 
eine Kommission leiten, die 
ein deutsches Internet-Ent- 
wicklungs-Programm erar- 
beitet und dem Bundesvor- 
stand vorlegt. Dabei soll der 
Sachverstand in Bund und 
Ländern, in Medienwirt- 
schaft und Wissenschaft ein- 
bezogen und internationale 
Experten beteiligt werden. 
Der Bundesvorstand lädt al- 
le Interessenten, vor allem 

die Gemeinde der Internet- 
Nutzer, ein, auch im Netz auf 
einer speziellen Website an 
der Meinungsbildung zur 
Zukunft der Kommunikation 
in Deutschlandmitzuwirken. 

Der Bundesvorstand hat 
Herrn Heilmann und Gene- 
ralsekretär Polenz außer- 
dem gebeten, die bisherigen 
Vorschläge zur Steuerre- 
form kurzfristig mit der In- 
ternet- Wirtschaft, insbeson- 
dere mit Unternehmens- 
gründern aus diesem Be- 
reich, zu diskutieren und 
Schlussfolgerungen zu for- 
mulieren. 

Die GreenCard-Initiati- 
ve des Bundeskanzlers ist 
kein Zeichen des Aufbruchs, 
sondern der Ohnmacht. Jt' 
des Gesamtkonzept zur 
Qualifizierung unseres Lan~ 
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INTERNET' 

des im internationalen Wett- 
bewerb fehlt. Deshalb hat 
der Bundesvorstand die 
Stellvertretende Parteivor- 
sitzende, Frau Schavan, und 
Herrn Heilmann beauftragt, 
mit der IT-Wirtschaft und 
Vertretern des Forschungs- 
und Bildungsbereichs kon- 
krete Maßnahmen für eine 
neue Partnerschaft von Bil- 
dung, Forschung und Wirt- 
schaft in diesem Bereich 
vorzuschlagen. Sie sollen 
dem Kleinen Parteitag der 
CDU zur Bildungspolitik im 
Herbst dieses Jahres vorge- 
legt werden. 
• Der CDU-Bundesvor- 
stand fordert die Bundesre- 
gierung auf, zwei Sofort- 
massnahmen zu ergreifen, 
die elementare Vorausset- 
Zungen für eine Internet-Of- 
fensive in Deutschland sind: 

Stopp der Haushalts- 
Kürzungen bei Bildung und 
Forschung. Die SPD hatte 
vorder Wahl 1998 eine Ver- 
doppelung des Bildungs- 
und Forschungshaushalts 
v°n 15 auf 30 Milliarden 
L>M versprochen. Die rot- 
Srüne Bundesregierung hat 
dieses Versprechen nach 
der Wahl zurückgenommen 
Und stattdessen eine zusätz- 
liche Milliarde DM jährlich 
Zugesagt. In Wirklichkeit 
^zeichnet der Bildungs- 
Und Forschungshaushalt 
'"9 ein Plus von gerade 2 
Millionen DM und im Jahr 

2000 sogar ein Minus von 
338 Millionen gegenüber 
dem letzten Haushalt der 
CDU-geführten Bundesre- 
gierung. Der Anteil der Bil- 
dungs- und Forschungsaus- 
gaben am Bundeshaushalt 
ist von 3,1 % in 1998 auf 3,0 
% in 2000 gesunken. Wich- 
tige Programme wie z. B. das 
Meister-BAföG oder die För- 
derung von Existenzgrün- 
dungen im Multimediabe- 
reich wurden massiv zusam- 
mengestrichen. Und in den 
Haushaltsverhandlungen 
für das Jahr 2001 droht eine 
weitere Kürzung von 500 
Millionen DM. Diese Politik 
muss sofort gestoppt wer- 
den. Sie ist nicht nur eine be- 
sonders dreiste Form von 
Wählerbetrug, sondern 
auch das Gegenteil von zu- 
kunftsorientierter Politik. 

Bündelung von Zustän- 
digkeiten. Die Verantwort- 
lichkeiten für Internet-Fra- 
gen in der Bundesregierung 
sind unklar und zersplittert: 
Zwischen Wirtschaftsmin i- 
ster, Bildungs- und For- 
schungsministerin, Medien- 
staat smin ister. Staatsmini- 
ster Naumann hat bislang 
nicht das geringste Interes- 
sefür Fragen der neuen Me- 
dien gezeigt. Wir fordern 
den Bundeskanzler auf, dies 
neu zu ordnen und für einen 
zentralen Ansprechpartner 
in der Bundesregierung zu 
sorgen. 

• Das Internet bietet neue 
Chancen für die interne und 
externe Kommunikation der 
politischen Parteien. Die 
Mitglieder können auf allen 
Ebenen direkter und schnel- 
ler in die Meinungsbildung 
einbezogen werden. Das In- 
ternet ist auch eine Platt- 
form, um Nicht-Mitglieder 
in breiter Form an der Dis- 
kussion zu beteiligen und 
ihren Sachverstand zu nut- 
zen. Neue Formen elektroni- 
scher Kampagnen entstehen 
und verbreiten sich rasch. 
Bereits im Wahlkampf 2002 
wird das Internet eine 
Schlüsselrolle spielen. Da- 
bei werden die interaktiven 
Elemente gegenüber dem 
reinen Informationsange- 
bot an Bedeutung gewinnen. 

Die CDU hat als eine der 
ersten politischen Parteien in 
Deutschland 1995 eine eigene 
Homepage im Internet einge- 
richtet. Sie ist heute mit wei- 
tem A bstand das meist genutz- 
te Angebot einer Partei im 
Netz. Unseren Vorsprung in 
der elektronischen Kommuni- 
kation wollen wir halten und 
ausbauen. Generalsekretär 
Ruprecht Polenzwird deshalb 
der Kreisvorsitzendenkonfe- 
renz der CDU im Herbst die- 
sen Jahres einen Strategieent- 
wurffür das Projekt „Die ver- 
netzte Partei" vorstellen. 

••HI.W/J 

www.cdu.de/infonet 
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1 SOZIALDEMOKRATEN 

GENERALSEKRETäR  RUPRECHT  POLENZ: 

Will sich die SPD arm rechnen? 
Jüngste Medienberichte 
geben konkrete Anhalts- 
punkte dafür, dass die SPD 
gegen das verfassungs- 
rechtlich vorgeschriebene 
Transparenzgebot politi- 
scher Parteien verstoßen 
hat. Die SPD legt es offen- 
sichtlich darauf an, sich ge- 
genüber der Öffentlichkeit 
arm zu rechnen. 

Vor allem die Tatsache, 
dass die SPD einen illu- 
sionär niedrigen Buchwert 
ihres tatsächlichen Vermö- 
gens aus Unternehmensbe- 
teiligungen angibt, ist eine 
klare Verletzung des grund- 
gesetzlichen Transparenz- 
gebotes. Die SPD verletzt 
dadurch aber auch das In- 
formationsinteresse der Öf- 
fentlichkeit, die einen An- 
spruch darauf hat, zu wis- 
sen, wie vermögend eine 
Partei tatsächlich ist und 
welche Mittel sie zur Durch- 
führung politischer Kampa- 
gnen hat. 

Finanzmacht 
offen legen 

Die SPD - insbesondere 
der Vorsitzende, Bundes- 
kanzler Schröder, der ehe- 
malige Vorsitzende Lafon- 
taine, Generalsekretär Mün- 

tefering sowie Schatzmeiste- 
rin Wettig-Danielmeier - 
sind deshalb aufgefordert, 
die tatsächliche Finanz- 
macht der SPD so schnell wie 
möglich offenzulegen. 

Bundestagspräsident 
Thierse darf an die Prüfung 
von   Parteifinanzen   nicht 
zweierlei Maß anlegen. 

Folgende Fragen stehen 
u.a. im Raum und 

müssen beantwortet 
werden: 

Die tatsächlich ausge- 
schütteten Gewinne aus den 
SPD-Medienbeteiligungen 
in Höhe von 18,43 Mio. DM 
sind nicht im SPD-Rechen- 
schaftsbericht des Jahres 
1998 ausgewiesen worden, 
sondern lediglich 2,4 Mio. 
DM. Wie verträgt sich diese 
Praxis mit dem Gebot des 
Grundgesetzes, wonach die 
Parteien „ über die Herkunft 
und Verwendung ihrer Mit- 
tel sowie über ihr Vermögen 
öffentlich Rechenschaft ge- 
ben" müssen? 

Die SPD verfügt als ein- 
zige Partei in Deutschland 
über ein beachtliches Ver- 
mögen, das von Experten auf 
3 Milliarden DM (!) ge- 
schätzt wird. Wie steht es mit 

der Bilanzklarheit, wenn der 
Wert der SPD-Medienbetei- 
ligungen, den Experten auf 
mindestens 500 Mio. DM 
schätzen, auf einen Buch- 
wert von 17,8 Mio. DM in 
der offiziellen Bilanz ver- 
kümmert? 

Welche Erträge hat die 
SPD aus den Unterneh- 
mensbeteiligungen tatsäch- 
lich erzielt? Für was sind 
diese Gelder verwendet 
worden ? Sind die Gelder di- 
rekt in die Kasse für den 
SPD-Bundestagswahl- 
kampf 1998 geflossen ? 

Entspricht es tatsächlich 
den Grundsätzen einer ord- 
nungsgemäßen Buch füh rung, 
wenn Gewinne aus parteiei- 
genen Unternehmen mit an- 
deren Verbindlichkeiten ein- 
fach verrechnet werden ? 

Hoher Anspruch 
in Sachen Transparenz 

Die SPD hat in den ver- 
gangenen Monat einen ho- 
hen Anspruch in Sachen 
Transparenz bei der Offenle- 
gung von Einnahmen, Aus- 
gaben und ihres Vermögens 
reklamiert. Die Beantwor- 
tung der offenen Fragen sind 
ein Lackmus-Test dafür, wie 
ernst dies gemeint war.   UP 
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ARBEITSMARKT 

GüNTER   NOOKE: 

Aprilzahlen für Arbeitsmarkt Ost 
unverändert schlecht 

Erneut zeigt sich deutlich, 
die Schere auf dem Arbeits- 
markt geht immer weiter 
auseinander: Der Arbeits- 
markt in Ostdeutschland 
entwickelt sich immer kata- 
strophaler. Saisonbereinigt 
haben allein im April 2000 
wieder 6.000 Menschen in 
Ostdeutschland ihren Ar- 
beitsplatz, verloren. Die Ar- 
beitslosenquote liegt wie vor 
einem Jahr bei schlechten 
17,8% gegenüber 7,9% im 
Westen. 

Ich fordere Gerhard 
Schröder auf mit der Chefsa- 
che Aufbau Ost endlich ein- 

mal ernst zumachen und den 
Menschen in den neuen Län- 
dern zu helfen, die bislang von 
dieser Bundesregierung al- 
lein gelassen worden sind. 

Nicht auf das falsche 
Konto buchen 

Den Rückgang der Ar- 
beitslosenzahlen unter die 
Vier-Millionen-Marke in den 
neuen und alten Bundeslän- 
dern dürfe die Bundesregie- 
rung nicht auf ihr Konto bu- 
chen. Matthias Wissmann und 
Hans-Peter Repnikfuhren die 

EDMUND   STOIBER 

Besserung der Arbeitsmarkt- 
lage vorrangig auf die demo- 
graphische Entwicklung und 
auf die exportfördernde 
Wirkung der Euroschwäche 
zurück. Außerdem seien die 
Auswirkungen des wirtschaft- 
lichen Aufschwungs auf den 
Arbeitsmarkt europaweit sehr 
viel deutlicher, als es in der 
Bundesrepublik der Fall ist. 

Friedrich Merz: Die Zahl 
derer, die keine Arbeit fin- 
den, würde übrigens auch 
dann zurückgehen, wenn 
sich die Regierung komplett 
zum Dauerurlaub in die Tos- 
kana verabschiedet hätte. 

24 Milliarden aus dem Verkauf für die Länder 

Aus dem staatlichen 
Erlös des Verkaufs der 
Handy-Lizenz UMTS hat 
der bayerische Minister- 
präsident Edmund Stoi- 
ber einen Anteil von 24 
Milliarden Mark für die 
Bundesländer gefordert. 

Stoiber verwies in der 
»Bild am Sonntag" dar- 
auf, dass die Mobilfunkun- 
ternehmen die hohen Ko- 

sten für ihre Lizenzen mit 
jährlicher Abschreibung als 
Betriebsausgaben von der 
Steuer absetzen können, was 
zu Einnahmeausfällen auch 
für die Länder führe. Bei 
einem Veräußerungserlös 
von 120 Milliarden Mark fin- 
den Bund ergäben sich 
unter dem Strich Minderein- 
nahmen allein bei der Kör- 
perschaftsteuer von 48 Mil- 

liarden Mark. Die Ein- 
nahmen aus der Körper- 
schaftsteuer stehen Bund 
und Länder aber jeweils zu 
Hälfte zu. 

Das bedeute, dass die 
Länder insgesamt 24 Mrd. 
Mark Körperst ha ft Steuer 
verlieren würden, betonte 
Stoiber. Diesen Verlust 
müsse der Bund den Län- 
dern ausgleichen. 
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WAHLEN 

CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION 

Stellvertretende Vorsitzende der 
Arbeitsgruppen (Obleute) 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat Anfang 
April die Stellvertretenden 
Vorsitzenden (Obleute) für 
die Arbeitsgruppen ge- 
wählt: 
• Recht: Ronald Pofalla • 
Inneres: Meinrad Belle • 
Sport und Ehrenamt: Peter 
Letzgus • Wirtschaft und 
Technologie: Bernd Protz- 
ner • Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten: Al- 
bert Deß • Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen - 
stellvertretender verkehrs- 
politischer Sprecher: Ge- 
org Brunn hu her • Angele- 
genheit Neue Länder: Ka- 
therina Reiche • Kultur und 
Medien: Bernd Neumann • 
Finanzen: Heinz-Georg 
Seiffert • Haushalt: Steffen 
Kampeter • Arbeit und So- 
ziales: Wolfgang M ecket- 
bürg • Gesundheit: Wolf 
Bauer • Auswärtiges: An- 
dreas Schockenhoff» Ver- 
teidigung: Kurt Rossmanith 
• Angelegenheiten der Eu- 
ropäischen Union: Michael 
Stübgen • Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung: Christian Ruck • 
Bildung und Forschung: 
Thomas Rachel • Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsi- 

cherheit: Bern ward Müller 
• Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend: Ilse Falk • 
Tourismus: Anita Schäfer • 
Stellvertretende Spreche- 
rin Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe: Monika 

Brudlewsky • Wahlprü- 
fung, Immunität und Ge- 
schäft so rdn ung: Andreas 
Schmidt • Petitionsaus- 
schuss: Hubert Deittert • 
Untersuchungsausschuss: 
Andreas Schmidt 

LANDESVERBAND   BRAUNSCHWEIG 

CDU trauert 
um Hans Edgar Jahn 

Der Ehrenvorsit- 
zende des CDU- 
Landesverban- 
des Brausch weig, 
Hans Edgar Jahn, 
ist im Alter von 
85 Jahren ge- 
storben. Der in 
Pommern geborene Poli- 
tiker hatte noch am Bun- 
desparteitag in Essen teil- 
genommen. 

Nach der Rückkehr aus 
der Gefangenschaft war 
Jahn 1947 in Nordfries- 
land zur CDU gestoßen. In 
den sechziger Jahren setz- 
te er seine Karriere in 
Braunschweig fort - zu- 
nächst als Kreisvorsitzen- 
der, von 1970 bis 1977 als 
Vorsitzender des Landes- 

verbandes Braun- 
schweig 

Von 1965 bis 
1980 gehörte er 
dem Bundestag 
an, von 1970 bis 
1979 auch dem 
Europäischen 

Parlament. 
Der Vorsitzende der 

Niedersachsen-CDU, 
Christian Wulff, und der 
Braunschweiger Landes- 
vorsitzende Hein rieh - Wil- 
helm Ronsöhr erinnerten 
daran, dass Jahn ein enger 
Berater Konrad Adenau- 
ers war und sich anfallen 
politischen Ebenen stets 
als „engagierter Anwalt 
der Region Braunschweig 
profiliert" habe. 
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EUROPA 

GENERALSEKRETäR RUPRECHT POLENZ 

Europa wartet 
auf Initiativen 

Anlässlich des Europata- 
ges am 5. Mai erklärte 
Generalsekretär Ruprecht 
Polenz: 

Wo ist Schröder? Von der 
Bundesregierung hört und 
sieht man keine inhaltlichen 
Impulse für die Europapoli- 
tik, weder für die Regie- 
rungskonferenz 2000 und 
den Aufbau einer europäi- 
schen militärischen Hand- 
lungsfähigkeit noch für die 
Beitrittsverhandlungen mit 
unseren östlichen Nachbarn. 
Wo die Bundesregierung 
jedoch handelt, begeht sie 
Fehler. 

Der Beschluss, Öster- 
reich zu boykottieren, ist 
überzogen und kontrapro- 
duktiv. Der Beschluss, die 
Türkei als offiziellen Bei- 
trittskandidaten anzuerken- 
nen, war verfrüht und hat in 
der Türkei zu unrealistischen 
Hoffnungen auf einen alsbal- 
digen EU-Beitritt geführt. 

Die Europäische Union 
muss dringend Lösungen für 
die anstehenden Heraus- 
forderungen finden. Die 
Schwäche des Euro ist die 
Schwäche der europäischen 
Regierungen. Die Bundesre- 
gierung darf nicht länger die 
Euro-Schwäche kleinreden 

und muss im eigenen Land 
für die dringend notwendi- 
gen Reformen sorgen: die 
Steuerreform, die Reform 
der sozialen Sicherungssy- 
steme und eine Flexibilisie- 
rung des Arbeitsmarktes. 

Die Anstrengungen Eu- 
ropas bei der Entwicklung 
einer eigenen Gemeinsamen 
Aussen- undSicherheitspoli- 
tik müssen forciert werden. 
Die für die Erweiterung der 
Europäischen Union not- 
wendigen institutionellen 
Reformen dürfen nicht ledig- 
lich auf die drei Überbleibsel 
von Amsterdam beschränkt 
werden. Flexibilität ist der 
Schlüssel für die Konstrukti- 
on eines zukünftigen Euro- 
pas. Die Bildung eines Kerns 
von Staaten, die mit der Inte- 
gration weiter voranschrei- 
ten wollen und können, wird 
unerlässlich sein. 

Es fehlen die weitrei- 
chenden deutsch-französi- 
schen Vorschläge, die in der 
Vergangenheit Europa im- 
mer wieder vorangetrieben 
haben. Die Zusammenar- 
beit zwischen Berlin und Pa- 
ris hat noch längst nicht 
wieder die Qualität erreicht, 
die bislang selbstverständ- 
lich war. UD 

PETER   HINZE 

Das Erbe 
bewahren 

Zum 50. Jahrestag des 
Schuman-Plans zur Eu- 
ropäischen Einigung am 
9. Mai erklärte der euro- 
papolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Peter Hintze: 

So wie Robert Schuman 
vor 50 Jahren politische 
Vision und politisches 
Handeln miteinander ver- 
knüpfte und die Grundla- 
gen für die Europäische 
Integration legte, müssen 
die Staats- und Regierungs- 
chefs die laufende Re- 
formkonferenz der EU 
zum großen Wurf für ein 
vereintes Europa über die 
Grenzen des Kalten Krie- 
ges hinaus nutzen. 

Min imalprog ramme 
und Verzagtheit würden 
das Erbe Schumans und 
Adenauers leichtfertig 
verspielen. 

Beim EU-Außenmini- 
stertreffen auf den Azoren 
hat die Bundesregierung 
endlich die Forderungen 
der CDU/CSU-Fraktion 
nach Erweiterung der Ta- 
gesordnung um die Frage 
verstärkter Zusammenar- 
beit in der EU offensiv ver- 
treten. 
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1 FACHEINZELHANDEL   UND   STADTKULTUR 

FACTORY-OUTLET-CENTER 

Widerstand gegen Gründungen 
auf der „grünen Wiese" fortsetzen 

7,ur Standortproblematik 
von Factory-Outlet-Cen- 
tern außerhalb von Stadt- 
gebieten auf der „grünen 
Wiese" erklärte der kom- 
munalpolitische Sprecher 
der CDU/CSV-Bundestags- 
fraktion, Peter Götz: 

Factory-Outlet-Center 
(FOC) gehören so wie an- 
derer Facheinzelhandel in 
Deutschland in die Innen- 
städte und in Stadtteilzen- 
tren. Dem Streben von Inve- 
storen dieser Handelsform 
zu Standorten auf der „grü- 
nen Wiese" stelle ich mich 
entschieden entgegei;. 

Die Identität unserer Ge- 
sellschaft beruht auf einer 
funktionierenden Stadtkultur 
und auf ländlichen Räumen 
mit jeweils eigenem Charak- 
ter und eigener Funktion. 
Fortschritte im Verkehr, der 
Telekommunikation und im 
Internet haben bereits bisher 
einer Zersiedehing der Land- 
schaft und Umweltproble- 
men Vorschub geleistet. Mit 
Staus auf den Autobahnen 
und mit Waldsterben schei- 
nen sich manche abgefunden 
zu haben. 

Unsere Innenstädte leiden 
schon jetzt an der Abwande- 
rung von Einzelhandelsbe- 

trieben und in der Folge an 
Verödung und sozialen Pro- 
blemen: belastete Stadtquar- 
tiere mit hoher Arbeitslosig- 
keit, Alkohol- und Drogen- 
problemen und Zunahme von 
Kriminalität und Unsicher- 
heitsgefühl. Dort entsteht 
schwerlich Zuversicht in ein 
hoffnungsvolles Leben in ei- 
ner demokratischen Gesell- 
schaft. 

Als verantwortungsvoller 
Politiker sage ich: Wir müs- 
sen dem nicht tatenlos zuse- 
hen. Wir können unsere Zu- 
kunft und unseren Lebens- 
raum auch langfristig so ge- 
stalten, dass wir die Chancen 
des Fortschritts nutzen und 
gleichzeitig das bewahren, 
was uns Identität gibt und 
das Besondere an unserer 
Kultur ausmacht. 

Deshalb wende ich mich 
nicht gegen die Handels- 
form des FOC als solche. So- 
lange FOCs an integrierten 
Innenstadtstandorten ent- 
stehen, sollen sie in den 
Wettbewerb mit anderen 
Formen des Einzelhandels 
treten. Sie dürfen aber nicht 
auf die „grüne Wiese". Dort 
sind sie schädlich. 

Der politische Wille zu ei- 
ner nachhaltigen Siedlungs- 

entwicklung hat in Europa 
und in Deutschland zu einer 
Vielzahl von Gesetzen und 
Programmen geführt. Das 
Raumordnungskonzept der 
Europäischen Union (EU- 
REK) zeichnet europaweit 
das Ideal von multifunktio- 
nalen lebhaften Zentren und 
einem möglichst wenig zer- 
siedelten ländlichen Raum 
vor. Die CDU/CSU-geführ- 
te Bundesregierung hat die 
richtigen Weichenstellun- 
gen für eine langfristig trag- 
fähige Raumordnung in 
Deutschland vorgenommen. 
Wir haben das Baurecht wie- 
derholt reformiert. 

Nach der Baunutzungs- 
verordnung gelten FOCs als 
„großflächiger Einzelhan- 
del" und unterliegen den 
Vorschriften des kommuna- 
len Planungsrechts. Seine 
Rechtsvorschriften spret heu 
eine klare Sprache: Wir wol- 
len keine weitere Zersiedlung 
der Landschaft, nicht mehr 
Umweltzerstörung durch er- 
höhtes Verkehrsaufkommen. 
Wir wollen lebhafte Innen- 
städte. Großflächiger Einzel- 
handel-auch FOCs- gehört 
in die Innenstädte und Stadt- 
teilzentren von Mittel- und 
Oberzentren. UP 
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AUSSIEDLER 

A U S S I E D L E R B E A U FT R A GT E    EVA-MARIA    KORS: 

Anerkannte Aussiedler sind 
keine Ausländer 

Im Rahmen seiner jüngsten 
Stellungnahmen zu Integra- 
tionsdefiziten jugendlicher 
Spätaussiedler hat der Aus- 
siedlerbeauftragte der Bun- 
desregierung, Jochen Welt, 
der CDU/CSU indirekt, aber 
bewusst Ausländerfeindlich- 
keit unterstellt und versucht, 
dies auch auf die Spätaus- 
siedler zu übertragen. 

Eva-Maria Kors, die Aus- 
siedlerbeauftragte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 
Die Formulierung von Jo- 
chen Welt im Zusammen- 
hang mit der Darstellung 
mangelnder Akzeptanz von 

Spätaussiedlern in Deutsch- 
land, seit Jahren laufende 
Integrationsprogramme und 
Info rm a t i o n s kamp a g n e n 
würden durch die Postkar- 
tenaktion von Jürgen Rütt- 
gers, „mit einem Schlag zu- 
nichte" gemacht, ist völlig 
haltlos! 

Vergleichbare Kriterien 

Diese Aussage ist der bis- 
herige Höhepunkt der Vermi- 
schung von Aussiedler- und 
Ausländerpolitik durch die 
rot-grüne Bundesregierung. 

Es ist durchaus richtig, 
dass es vergleichbare Krite- 
rien für die Integration von 
Alissiedlern und Ausländern 
in Deutschland gibt. Aber 
die besonderen kulturellen 
und historischen Erfahrun- 
gen und Voraussetzungen 
der Spätaussiedler müssen 
dabei stets berücksichtigt 
werden. 

Für die CDU/CSU sind 
die Spätaussiedler als Deut- 
sche nach wir vor die Grup- 
pe unter den Zuwanderem, 
der auch in Zukunft weiter- 
hin unsere besondere Für- 
sorge gelten wird. 

STUDIE JENAER PSYCHOLOGEN 

Junge Aussiedler meist „voll integriert" 

Junge Aussiedler passen 
sich nach einer Studie 
Jenaer Psychologen inner- 
halb weniger Jahre gut an 
die neuen I^ebensverhält- 
nisse in Deutschland an. 

Danach treten Schwie- 
rigkeiten in der Schule und 
widere Anpassungsproble- 
me bei drei Vierteln der jun- 
gen Leute schon drei Jahre 
nach  der  Einreise  nicht 

mehr auf. Die psychosozhile 
Anpassung brauche natürlich 
„ein paar Monate Zeit", sag- 
te die Entwicklungspsycholo- 
gin Eva Schmitt-Rodermund. 
Aber nach Anfangssi 'hwierig - 
keilen seien die meisten ju- 
gendlichen Spätaiissiedler 
gesellschaftlich „voll inte- 
griert. " Die Wissenschaftler 
ermittelten dies in einer Studie 
mit 220 Einwanderern aus 

Polen, Rumänien und der 
ehemaligen Sowjetunion. 
die sie viermal über zwei 
Jahre hinwegbefragten. Die 
Ergebnisse widersprechen 
den Erkenntnissen des Han- 
noveraner Kriminologen 
Christian Pfeiffer, der bei 
jungen Aussiedlern mit zu- 
nehmender Aufenthaltsdau- 
er ein wachsendes Frustra- 
tionspotenzial vermutet. 
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1 SAARLAND 

DONUM    VlTAE    IN    HOMBURG 

Antworten auf häufig gestellte 
Fragen zur Schwangerschaftsberatung 

Information des Ministeri- 
ums für Frauen, Arbeit, 
Gesundheit und Soziales: 

• In welcher Form fördert 
das MiFAGS die Ein- 
richtung Donum Vitae? 

Nach der staatlichen Aner- 
kennung als Schwanger- 
schaftskonfliktberatungsstel- 
le wird die Beratungsstelle 
Donum Vitae wie die bis 
31.3.2000 finanzierte Cari- 
tas-Beratungsstelle Homburg 
gefördert. Die Förderung der 
Donum Vitae-Beratungsstel- 
le wird nach den Verwal- 
tungsvorschriften zum SchKG 
(Schwangerschaftskonfliktge- 
setz) vorgenommen: 

Demnach wird zu 80 Pro- 
zent eine halbe Beratungs- 
fachkraft, ein Sachkostenan- 
teil sowie eine Verwaltungs- 
kraft zu einem Viertel vom 
Land finanziert. Es handelt 
sich um einen Gesamtbetrag 
von jährlich ca. 55.000 DM. 
Falls von der Beratungsstel- 
le künftig noch sexual- 
pädagogische Präventions- 
maßnahmen vor Ort an Schu- 
len oder Jugendeinrichtun- 
gen durchgeführt werden 
(125 Jugendliche müssen 
jährlich erreicht werden), er- 

hält Donum Vitae eine Auf- 
stockung von 10 Prozent zu 
der Fördersumme von 
55.000 DM. 

• Ist die Finanzierung lang- 
fristig gesichert? 

Ja. Das Land ist zur För- 
derung von einer nach dem 
gesetzlich vorgegebenen 
Schlüssel bestimmten An- 
zahl von Beratungsstellen 
gesetzlich verpflichtet. 

• Wie sieht das Beratungs- 
konzeptaus? 

Das von Donum Vitae 
vorliegende Beratungskon- 
zept entspricht den gesetzli- 
chen Vorgaben des Schwan- 
gerschaftskonfliktgesetzes 
(SchKG) §§5 und 6. 

• Wasbesagendie§§5und 
6 des Schwangerenkon- 
fliktgesetzes? 

Inhalt §5: Die nach §219 
des Strafgesetzbuches not- 
wendige Beratung soll ergeb- 
nisoffen geführt werden. Die 
Beratung soll ermutigen und 
Verständnis wecken, nicht be- 
lehren oder bevormunden, al- 
so somit von der Selbstverant- 

wortung der Frau ausgehen. 
Die Beratung unterrichtet auf 
Wunsch der Schwangeren 
auch über Möglichkeiten, un- 
gewollte Schwangerschaften 
zu vermeiden. 

§ 6 beschreibt die A rt und 
Weise, wie die Beratung 
durchgeführt werden soll: 
schnellstmöglich, unent- 
geltlich und auf Wunsch 
anonym. Im Einvernehmen 
mit der schwangeren Frau 
können Fachkräfte wie Arz- 
te, Psychologen, Sozial- 
pädagogen, Sozialarbeiter, 
Juristen sowie der Vater des 
Ungeborenen und die Fami- 
lie hinzugezogen werden. 

• Hat das Projekt Mo- 
dellcharakter für die 
Bundesrepublik ? Gibt es 
in anderen Bundeslän- 
dern ähnliche Bestre- 
bungen? 

Modellcharakter hat es 
insofern, als bundesweit im 
Saarland die erste Schwan- 
gerschaftskonfliktberatungs- 
stelle von Donum Vitae eröff- 
net wird. Da die bisherigen 
katholischen Beratungsstel- 
len ihre Schwangerschafts- 
konfliktberatung bis zum En- 
de 2000 einstellen werden, 
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HESSEN 

plant Donum Vitae auch in 
anderen B-Ländern ver- 
gleichbare Einrichtungen. 

• Wie viele Beratungsstel- 
len gibt es im Saarland? 

Im Saarland sind • fünf 
katholische Beratungsstel- 
len (3 SKF und 2 Caritas) - 
zwei evangelische Bera- 
tungsstellen • zwei Bera- 
tungsstellen der Pro Familia 
• eine Beratungsstelle der 
Arbeiterwohlfahrt • sechs 
Beratungsstellen der Ge- 
sundheitsämter sowie • ab 
Anfang Mai gibt es Donum 
Vitae in Homburg. 

Der gesetzlich vorge- 
schriebene Schlüssel „ Eine 
Beratungsstelle " auf40.000 
Einwohnerinnen ist im 
Saarland mehr als erfüllt. 
15 Beratungskräfte sind bei 
den Gesundheitsämtern an- 
gesiedelt, von den weiteren 
20,3 Fachkräften bei den 
freien Trägern werden 
13,74 Vollzeitkräfte vom 
Land gefördert. 

• Wie viele Beratungsstel- 
len werden von Donum 
Vitae übernommen wer- 
denkönnen? 

Diese Frage kann von un- 
serer Seite nicht beantwortet 
werden. Falls Donum Vitae 
"ie Anerkennungsvorausset- 
Zungen erfüllt, wird das Land 
deinen   Finanzierungsanteil 

ELEKTRONISCHE   FUSSFESSEL 

Modellversuch gestartet 

In Hessen als erstem deut- 
schen Bundesland ist ab 
2. Mai der Einsatz der 
elektronischen Fußfessel 
hauptsächlich bei zu einer 
Bewährungsstrafe verur- 
teilten Straf tätern möglich. 

Bei dem Landgericht 
und dem Amtsgericht 
Frankfurt am Main kann 
von jetzt an von den Straf- 
richtern zum Beispiel im 
Rahmen von Bewährungs- 
weisungen der Einsatz der 
Fußfessel angeordnet wer- 
den. Der hessische Justiz- 
minister Christean Wagner 
sagte dazu in Frankfurt: 
„Mit dem Einsatz der Fuß- 
fessel wird es möglich, bes- 
ser zu überwachen, dass 
Straftäter ihren Auflagen 
nachkommen und damit 
auch die Gefahr geringer 
wird, dass es zum Widerruf 
von Bewährungen kommt." 

Wagner lehnt es weiter- 
hin ab, die Überwachung 
durch   die   elektronische 

im gesetzlich gegebenen 
Rahmen in dergleichen Wei- 
se zur Verfügung stellen wie 
bei allen anderen anerkann- 
ten Beratungsstellen. Die 
Mittel dafür stehen zur Ver- 
fügung,  da die bisherigen 

Fußfessel als Ersatz für den 
normalen Strafvollzug an- 
zuwenden. Denn der Straf- 
zweck werde verfehlt, wenn 
der rechtskräftig verurteilte 
Täter in seiner „ Wohnstu- 
be " bei Bier und Fernsehen 
seine Strafe absitze. 

Die elektronische Fuß- 
fessel als verbesserte Kon- 
trolle in der Bewährungs- 
aufsicht und auch als letzte 
Chance für auf Bewährung 
verurteilte Straftäter för- 
dere gerade die Selbstdis- 
ziplin innerhalb einer Be- 
währungszeit und könne ein 
wichtiges Mittel zur erfolg- 
reichen Resozialisierung 
des Gefangenen sein. 

In dem auf zwei Jahre 
angelegten Modellversuch, 
bei dem maximal 30Straftä- 
ter gleichzeitig überwacht 
werden können, soll geklärt 
werden, ob sich die elektro- 
nische Überwachung ver- 
urteilter Straftäter in der 
Praxis bewährt. 

kirchlichen Beratungsstel- 
len die Anerkennungsvor- 
aussetzungen nicht erfüllen. 

m.stabel® 

soziales.saarland.de 
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Eher größer 

Es ist nicht aus der Luft ge- 
griffen, dass die rot-grüne 
Koalition die verfassungs- 
rechtlich notwendige Harmo- 
nisierung der Einkommen- 
steuer auf Alterseinkünfte mit 
einer massiven Erhöhung der 
Mehrwertsteuer finanzieren 
will: Es spricht alles dafür, 
dass es so kommen wird. Al- 
lerdings: Dieses Vorhaben ist 
höchst problematisch. Die 
Koalition hat keinen Grund, 
sich zu rühmen, die Steuer- 
und Abgabenlast zum Nutzen 
der Bürger und Unternehmen 
zu reduzieren, denn man darf 
sich nicht von den Reform- 
maßnahmen bei der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer 
blenden lassen. Zum Ende 
dieser Wahlperiode wird sich 
die vom Staat auferlegte Last 
nicht vermindert haben, sie 
wird eher größer geworden 
sein. Handelsblatt 

Dementis 

Haben wir richtig gehört ? 
Steuererhöhung? Wird nicht 

seit Tagen über Steuersen- 
kungen geredet angesichts 
des unerwarteten Geldse- 
gens, der dem Finanzminister 
aus den Privatisierungserlö- 
sen und Lizenzgeschäften zu- 
fließt? Das ist alles richtig. 
Und doch sollte man Spekula- 
tionen über eine Erhöhung 
der Mehrwertsteuer nicht 
gleich als Nonsens abtun - 
auch wenn vor wichtigen 
Landtagswahlen kein Politi- 
ker darüber laut nachdenken 
mag. Aber danach werden sie 
denken, und das hört sich 
dann wie folgt an: Im Herbst 
werden die Verfassungsrich- 
terentscheiden, dass die Pen- 
sionäre gegenüber den Rent- 
nern steuerlich benachteiligt 
sind. Zugleich ist es der Wille 
aller, die private Altersvor- 
sorge steuerlich zuprivilegie- 
ren. An einernachgeordneten 
Rentenbesteuerung führt 
dann kein Weg vorbei, da mag 
man Friedrich Merz vor Wo- 
chen noch so sehr gescholten 
haben. Das alles kostet den 
Staat Steuerausfälle von bis 
40 Milliarden Mark. Greift 
Eichel doch auf die Sonder- 
einnahmen zurück, straft er 
sich Lügen. Also braucht er 
neue Quellen. Die Mehrwert- 
steuer bietet sich an. Eine 

Steuer, die alle. Arme wie Rei- 
che, gleichmäßig trifft, wird 
freilich von Sozialdemokra- 
ten üblicherweise als unsozi- 
al wenig geliebt. Aufruhr in 
der SPD deutet sich jetzt 
schon an. Tagesspiegel 

BUNDESWEHR 

Mogelpackung 

Die Zahlen beeindrucken: 
Bis zu 1,5 Milliarden Mark 
jährlich will Scharping durch 
Rationalisierung freisetzen. 
Rund 500 Unternehmen sol- 
len künftig Aufgaben erfül- 
len, die bislang von der Trup- 
pe allein durchgeführt wur- 
den. Ob Militärtransporte 
durch Speditionen oder Ver- 
legung von Truppen durch 
private Fluggesellschaften 
(so wie die USA währenddes 
Golfkrieges) - die Möglich- 
keiten scheinen vielfältig. 

Das so eingesparte Geld 
will Scharping umschichten 
und in die dringend notwen- 
dige Modernisierung der 
Streitkräfte stecken. Doch 
noch sind dies unsichere 
Wechsel auf die Zukunft- 
Denn das Geld hat Scharping 
noch nicht in seiner Tasche- 
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Zudem schnürt die Regierung 
eine Mogelpackung: „Out- 
sourcing" ändert nichts an 
der grundsätzlichen Geld- 
knappheit der Bundeswehr. 
Scharping seihst hat vor eini- 
gen Wochen darauf hinge- 
wiesen, dass die Truppe einen 
Investitionsstau von rund 20 
Milliarden Mark hat. 

Die Welt 

Vorsicht 

An Schröders Aussage, 
Privatisierung und „outsour- 
cing" seien keine Patent- 
rezepte, werden die Militärs 
den Bundeskanzler und sei- 
nen Verteidigungsminister in 
den nächsten Jahren vermut- 
lich noch öfter erinnern. 
Denn die Absicht, die Bun- 
deswehr stärker nach be- 
triebswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten zur organisie- 
ren und Kosten durch ein 
••strategisches Bündnis" mit 
der Wirtschaft einzusparen, 
'st zwar löblich. Sie ist aber 
auch - dieser Verdacht wird 
dun h starke Indizien gestützt 
~~ das Ergebnis eines Den- 
kens, das die Bundeswehr 
Sonz und gar in den Katego- 
rien einer „Friedensarmee" 

konzipiert. Man sollte vor- 
sichtig damit sein, jetzt schon 
betörende Zahlen als Ein- 
sparungspotential zu nennen. 
Sicherlich ist dieses und[jenes 
billiger zu haben. Doch der 
Sinn einer Armee ist es nicht, 
zu funktionieren wie ein pri- 
vatwirtschaftlicher Betrieb. 
Ihr Sinn und Zweck ist es, ein- 
satzbereit ZU sein sowie im 
Ernstfall unter schwersten 
Bedingungen bewegungs- 
und kampffähig zu bleiben. 

Frankfurter A11 gerne ine 

COMPUTER-VIRUS 

Verletzlich 

Schöne neue Internet- 
welt. Jobs, Wachstum, Wis- 
sen, das jederzeit abrufbar 
ist. Die eine Seite der Me- 
daille. Die andere, hässliche 
Seite landete per E-Mail in 
Zehntausenden Computern 
auf der ganzen Welt. Ein Mi- 
ni- Virus legte Verwaltungen 
und Firmen lahm, Weltkon- 
zerne machten ihre elektro- 
nischen Briefkästen dicht. 
Diesmal verlief es glimpf- 
lich, der Schaden blieb über- 
schaubar. Beim nächsten 
Mal kann es anders ausse- 

hen - wenn ein Virus Mi- 
litär-Computer, Flugsiche- 
rungen oder Rettungszen- 
tralen knackt. Schöne neue 
Internet-Welt. Sie hat uns 
reicher gemacht-aber auch 
verletzlicher. Bild 

Bösartig 

Die weltweite Computer- 
Vernetzung eröffnet unge- 
ahnte Möglichkeiten. Fast 
in jedem Haushalt steht heu- 
te ein Rechner mit Inter- 
net-Zugang. Per Mausklick 
beim Weinhändlerin der Tos- 
kana einzukaufen oder Ein- 
trittskarten für ein Broad- 
way-Musical direkt in New 
York zu bestellen, kommt im- 
mer mehr in Mode. Wie die 
Kehrseite der Medaille aus- 
sieht, hat uns erst vor einem 
Jahr der Virus „Melissa" 
aufgezeigt. Innerhalb we- 
niger Tage infizierte das 
Programm weltweit eine 
Million Computer und ver- 
ursachte allein in den USA 
einen Riesenschaden. Sein 
Nachfolger, der bösartige 
Liebesbrief, dürfte noch um 
ein Vielfaches mehr anrich- 
ten. Hannoversche 

Allgemeine 
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1 KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

KARL   LAMERS: 

Fünf Herausforderungen 
für die Europäische Union 

Karl Lamers, außenpoliti- 
scher Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
sprach am 2. Mai im Rah- 
men einer Vortragsveran- 
staltung der Konrad-Aden- 
auer-Stiftung in Brüssel, 
von einer bevorstehenden 
Krise im Europäischen Inte- 
grationsprozess. 

Die EU müsse für fünf 
aktuelle Probte mfe Ide r 
schnellstmöglich strategi- 
sche Lösungen finden, damit 
sie ihre Aufgaben erfüllen 
und zukünftige Pläne umset- 
zen könne. 
• Die erste Herausforderung, 
vor der die EU gegenwärtig 
stünde, sei die anhaltende 
Schwäche des Euro. Ökono- 
mische Erklärungsansätze 
reichten, so Laniers, ange- 
sichts der dramatischen Tal- 
fahrt der europäischen Ge- 
meinschaftswährung nicht 
mehr aus. „Die Schwäche des 
Euro ist die Schwäche Euro- 
pas." „Die Regierungschefs 
haben es bisher nicht gewagt", 
so Lamers weiter, „ihren ehr- 
geizigen Projekten das ent- 
sprechende Instrumentarium 
entgegenzusetzen." Herr La- 
mers sieht die Einsetzung einer 
europäischen Wirtschaftsre- 
gierung, die für die Euro-Zone 

verbindliche Beschlüsse fas- 
sen kann, als einzigen Weg aus 
der aktuellen Lage. 
• Die zweite große Heraus- 
forderung an die EU sei die 
konsequente Schaffung so- 
wohl einer außenpolitischen 
als auch einer militärischen 
Identität. Die aktu- 
ellen Pläne der 
USA bezüglich des 
Raketenab- 
wehrschirms (Na- 
tional Missile De- 
fence -NMD-), zeig- 
ten eine grundsätz- 
lich andere Art, mit 
außenpolitischen Problemen 
umzugehen, als dies die Eu- 
ropäer täten. „Europa muss 
seine Anstrengungen im Be- 
reich einer eigenen Gemeinsa- 
men Außen- und Sicherheits- 
politik (GASP) intensivieren." 
• Dritte Herausforderung an 
die EU und ihre Strukturen sei 
ihre zukünftige Erweiterung. 
Gegenwärtig mehrten sich die 
Stimmen, die die Erweiterung 
der EU-so wie sie geplant ist 
- für unrealistisch halten. 
„ Wenn man von den Vorga- 
ben der in Berlin verabschie- 
deten Agenda 2000 ausgeht, 
ist mit einer Erweiterung der 
EU erst im Jahr 2006 zu rech- 
nen ", so Lamers wörtlich. 

• Die vor einer Erweiterung 
notwendige institutionelle Re- 
form der EU, könne als vierte 
große Herausforderung ge- 
wertet werden. Karl Lamers 
hält die vor allem von den 
großen Mitgliedstaaten gefor- 
derte Beschränkung der Ver- 

handlungen auf die 
drei sogenannten 
„Leftovers" von 
Amsterdam für 
nicht ausreichend, 
um eine Erweite- 
rung der EU zu er- 
möglichen. In die- 
sem Zusammen- 

hang hält Lamers die Bildung 
eines Kerns von Staaten, die 
mit der Integration weiter vor- 
anschreiten wollen, für uner- 
lässlich. „ Wenn dies nicht in- 
nerhalb des EU-Vertrages 
möglich ist, dann wird es 
wahrscheinlich außerhalb des 
Vertrages geschehen." 
• Die geschilderten Proble- 
me seien auf das gegenwärti- 
ge Führungsvakuum inner- 
halb der EU zurückführen, 
das damit die fünfte Heraus- 
forderung für die EU dar- 
stelle. „Der deutsch-franzö- 
sische Motor läuft gegenwär- 
tig zwar auf Hochtouren, 
doch befindet er sich leider 
nur im Leerlauf " W 
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KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

AKTUELLE  TERMINE 

• 19. Mai (15 Uhr) 
Schule und Wirtschaft - 

Anforderungen im Medi- 
enzeitalter 

Forum u.a. mit Mihajlo 
Kolakovic, Personalmana- 
gement JENOPTIK, Inge- 
borg Weidhaas, IHK Gera 

Christliches Gymnasi- 
um, Altenhurger Straße 10, 
Jena 
+ 20. Mai (14-19 Uhr) 
Bürgerliche Jugendfeier - 
Wie feiern wir, wenn unse- 
re Kinder erwachsen wer- 
den? 

Forum u.a. mit Günther 
Nooke MdB und Prof. Dr. 
Franz Prüß, Erziehungswis- 
senschaftler, Ernst-Moritz- 
Arndt- Un iversität Greifs- 
wald 

Pfarrhaus der Kirchen- 
gemeinde Zirchow, Haupt- 
straße 6, Zirchow 
• 22. Mai (18 Uhr) 
Oer EURO - eine erste Bi- 
lanz: innen stark, außen 
^eich? 

Kolloquium mit Dr. Wer- 
ner Becker, Deutsche Bank 
Research, Frankfurt 

Steigenherger Hotel, Sa- 
lon Galeria, Heiligengeist- 
brücke 4, Hamburg 
* 22. Mai (10 -18:30 Uhr) 
Die Rolle der Bundeswehr 
lm internationalen Kri- 
Senmanagement vor dem 
Hintergrund der Entwick- 
lungen im Kosovo 

Podiumsdiskussion u. a. 
mit Paul Breuer MdB, Win- 
fried Nachtwei MdB und 
Oberst Bernhard Gertz, 
Vorsitzender des Deutschen 
Bundeswehrverbandes e. V. 

Wehrbereichskomman- 
do III (WBK 111), Düsseldorf 
• 23. Mai (20 - 22 Uhr) 
Jung gegen alt? Für einen 
neuen Gesellschaftsvertrag 

Osnabrücker Gespräch 
mit Prof. Dr. Bernd Rajfel- 
hüschen, Institut für Finanz- 
wissenschaften, Albert-Lud- 
wigs-Universität Frei bürg 
und Christian Wulff MdL, 
Vorsitzender der CDU- 
Fraktion im Niedersächsi- 
schen Landtag und .v/v. Vor- 
sitzender der CDU Deutsch- 
lands 

Hotel Remarque, Natru- 
per-Tor-Wall l, Osnabrück 
• 23. Mai 
Leitlinien einer Nachhalti- 
gen Energiepolitik 

Veranstaltung mit Dr. 
Gert Maichel, Vorstands- 
vorsitzender VEW AG und 
Kurt Grill MdB 

Koi i rod-A dei ia uer- Stif- 
tung,  Tiergartenstraße 35, 
Berlin 
• 25. Mai (19 Uhr) 
Das Geschäft mit der Lite- 
ratur: verändert der Geld- 
wert die Bedeutung des Bu- 
ches? 

Forum u.a. mit den 
Schriftstellern A mo Surmins- 

ki und Ulrich Schacht und Dr. 
Rainer Moritz, Verleger 

Radisson SAS Hotel, Sa- 
lon „Lübeck", Marseil ler 
Straße 2, Hamburg 
• 25. Mai (19:30 -21 Uhr) 
Die Währungsunion: Zä- 
surfür Deutschland - Her- 
ausforderung für Arbeits- 
märkte, Soziale Sicherheit 
und Finanzpolitik 

mit   Steffen   Kampeter 
MdB und Dr. Hans Reckers, 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 

Präsident der Landeszen- 
tralbank in Hessen 

Westfalenhof,    Rudolf- 
Diesel-Straße 13, Rahden 
• 27. Mai (10:30-16:15 Uhr) 
Neue Wege in der Drogen- 
politik 

Veranstaltung u.a. mit An- 
ne Oppermann, Stv. Vorsit- 
zende der CDU-Fraktion, Dr. 
Claudia Kuhnhenn, Leiterin 
des Gesundheitsamtes, Ro- 
land Fritsch, Leiter der Kri- 
minalpolizei und RolfPlauth, 
Beratungsstelle der Evange- 
lischen Kirche Marburg. 

Für Rückfragen wenden 
Sie sich bitte an: Elke Ton- 
scheidt, Pressesprecherin, 
Telefon: (030) 26996-222, 
Telefax: (030)26996-261. 

elke.tonscheidt® 

vb.kas.de 
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1 OFFEN TLICHKEITSARBEIT 

Einkaufswagen-Chip 
Bestell-Nr.: 9070 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je WO Expl.: 50,00 DM 

Kugelschreiber 
bunt sortiert in neuer Qualität 
Bestell-Nr.: 9102 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je WO Expl.: 36,00 DM 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Die neue Flagge der CDU 
CDU-Hissflagge 
Blau mit rotem Schriftzug .. CDU" 
Hochformat: 2mx4m 
Bestell-Nr.: 0651 
1 Expl.: 56,00 DM 
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UD 
Union   Betriebs  GmbH 
Postfach   1 190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche  Post  AG 
Entgelt  bezahlt. 

11.  Mai  20000  •  16/2000 

Faltblatt 
„Steuern senken für den Mittelstand" 

Bestell-Nr.: 2664 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 

Preis je WO Expl.: 13,00 DM 

Broschüre „Neuanfang" 
Bestell-Nr.: 5654 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 36,00 DM 

Steuern senken 
für den Mittelstand 

Die bessere Alternative. 

MIT     CDU 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

75- Ve rsandzen trum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

J 


